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(Nr. 11251.) Geſetz über die Gewährung einer Entſchädigung an die Mitglieder der ver⸗ 
faſſunggebenden Preußiſchen Landesverſammlung. Vom 21. März 1919. 


Die verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat das folgende Geſetz 
beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


85 
Die Mitglieder der Landesverſammlung erhalten: | 
1. für die Dauer der Verſammlung fowie acht Tage nach deren Schluſſe 
freie Fahrt auf den preußiſch-heſſiſchen Staatseiſenbahnen und den in 
Preußen belegenen Strecken der Privateiſenbahnen fowie 
2. vom 1. März 1919 ab eine Aufwandsentſchädigung von monatlich 
eintauſend Mark, die an jedem Monatserſten im voraus zu zahlen iſt. 


2 


Wenn die Landesverſammlung länger als eine Woche zu einer Vollſitzung 
nicht zuſammentritt, während einer ihrer Ausſchüſſe tagt, erhalten deſſen Mit⸗ 
glieder außer der Aufwandsentſchädigung ein Tagegeld von zwanzig Mark für 
jeden Tag ihrer durch das Sitzungsprotokoll des Ausſchuſſes nachgewieſenen 
Anweſenheit. s 3 

(1) Für jeden Tag, an dem ein Mitglied der Landesverſammlung der Voll- 
ſitzung ferngeblieben iſt, wird von der Entſchädigung ein Betrag von dreißig Mark 
abgezogen. Dieſer Abzug findet nicht ſtatt, wenn der Abgeordnete am gleichen 
Tage einer Ausſchußſitzung als Mitglied angewohnt hat oder wenn das Fernbleiben 
durch Krankheit oder durch Geſchäfte im Intereſſe der Landesverſammlung ver⸗ 
anlaßt iſt. 

(2) Die Entſcheidung darüber, ob dieſe Vorausſetzungen vorliegen, ſteht dem 
Präſidenten der Landesverſammlung zu. 


94. b 
Tritt ein Mitglied der Landesverſammlung nachträglich ein oder ſcheidet 
es vorzeitig aus, ſo iſt die Entſchädigung nach der Dauer ſeiner Zugehörigkeit 
zur Landesverſammlung zu bemeſſen. : 
Gejegfammlung 1919. (Nr. 11751.) 19 
Ausgegeben zu Berlin den 26. März 1919. 
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95. 

Die Beſtimmungen über den Nachweis der Anweſenheit ſowie über die 
Feſtſeung und Auweiſung der Entſchädigung trifft der DANS der Landes- 
verſammlung. 

§ 6. 

Ein Mitglied der Landesverſammlung, welches gleichzeitig Mitglied der 
Deutſchen Nationalverſammlung iſt, bezieht eine Aufwandsentſchädigung nach 
Maßgabe dieſes Geſetzes anteilweiſe ($ 4) nur für die Zeit nach dem Schluſſe 
der Nationalverſammlung. 

Bis zum Schluſſe der Nationalverſammlung erhält jedes dieſer M itglieder 
gemäß § 6 des Reichsgeſetzes vom 22. Februar 1919 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 242) 
für jeden Tag feiner nachgewieſenen Anweſenheit (§§ 2 und 5) ein Tagegeld 
von dreißig Mark. 

SE 

Ein Mitglied der Landesverſammlung darf, abgeſehen von dem Falle des 
$ 6, in ſeiner Eigenſchaft als Beamter oder als Mitglied einer anderen politiſchen 
Körperſchaft nur für diejenigen Tage Tagegeld beziehen, für welche ihm auf 
Grund dieſes Geſetzes ein Abzug gemacht iſt. Auch darf es während der Dauer 
der freien Fahrt auf der ee keine Eiſenbahnfuhrkoſten annehmen. 

98. 

Ein Verzicht auf die Aufwandsentſchädigung iſt unzuläſſig. Der . 

auf Aufwandsentſchädig gung iſt nicht übertragbar. 
“= 

At im Falle des Todes eines Mitglieds der Landesverſammlung ein Ehe 
gatte hinterblieben, ſo kann die Zahlung an dieſen erfolgen, ohne daß deſſen Erb⸗ 
recht nachgewieſen zu werden braucht. 

910. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage ſeiner Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 21. März 1919. 


Der SE der verfaſſunggebenden Preußiſchen Landesverſammlung. 
Leinert. - 


Berichtigung. 

In der Verordnung, betreffend die einſtweilige Verſetzung der unmittelbaren 
Staatsdeamten in den Ruheſtand, vom 26. Februar 1919 Geſetzſamml. S. 33) 
iſt zu jegen: 

im § 3 Abſ. 1 Zeile 1: e ſtatt uten! 

im § 10 Zeile 5: 0 ſtatt „I, 

im § 15 Abſ 2 Seile 2: „Juli! ſtatt „Juni“, 

im § 16 Abſ. 2 Siile 1: einſtweilen ““ ſtatt „einſtweilig “. 

Redigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdrucke rei. 


Bestellungen auf einzelne Stucke der Preußiſchen Geſeßſammlung und auf die Haupt⸗Sachverzeichniſſe (1806 bis 1688 10 
6,25 „ und 1884 bis 1913 zu 4,80 ) find an die Poſtanſtalten zu richten. 


